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Bernd Michael Uhl  
*** 
*** 

6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/23, 6F 2/22, etc., 
sowie amtsseitige KV-Sonderbände 

zu Nationalsozialismus,  
Rechtsextremismus, Rassismus 

Amtsgericht Mosbach, Hauptstraße 110 
74821 Mosbach 

11.02.2025 
AUS AKTUELLEN ANLÄSSEN: 

>>> Mehrheitsbeschaffung der CDU für Bundestagsanträge 
im Bundestagswahlkampf 2025 mit der AFD  

unmittelbar beginnend nach der Gedenkstunde im Deutschen Bundestag 
für die Opfer des Nationalsozialismus 

am 29.01.2025  <<< 
 

DIENSTAUFSICHTSBESCHWERDEN gegen die 
die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

wegen intransparenter nicht-nachvollziehbarer Bearbeitungsverweigerung 
von KONKRETEN Eingaben 

zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 
 Diskriminierung und Rassismus sowie zu nationalsozialistisch-rechtsextremistisch 
orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und 

rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD, 
INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025, 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg, 

Anträge auf STRAFANZEIGEN wegen Strafverteilung im Amt und Rechtsbeugung 
gegen die NSDAP-Mitglieds-Richter des Landgerichts Kiel, 

die Wolfgang Hedler trotz seiner in 1949 veröffentlichten und 
im DEUTSCHEN BUNDESTAG in 1950 wiederholten Hetze 

gegen NS-Widerstandskämpfer*innen 
und gegen Jüdinnen und Juden 

freisprechen sowie wegen Strafverteilung im Amt gegen die seit 1949 zuständigen 
Staatsanwälte/Staatsanwältinnen, 

die NICHT gegen o.g. NSDAP-Mitglieds-Richter des Landgerichts Kiel 
seit 1945, u.a. auch ENTEGEGEN dem Amtsermittlungsgrundsatz, tätig geworden sind 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 
Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Amtsgerichtsdirektor Dr. Lars Niesler, 

Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigung: 

Das Amtsgericht Mosbach und sein Direktor Dr. Lars Niesler persönlich (s.u.) werden um 

ordnungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und  

Sachverhaltserläuterung bzgl. der o.g. Anträge auf STRAFANZEIGEN wegen Strafverteilung 

im Amt und Rechtsbeugung gegen die NSDAP-Mitglieds-Richter des Landgerichts Kiel, die 

Wolfgang Hedler trotz seiner in 1949 veröffentlichten und im DEUTSCHEN BUNDESTAG in 

1950 wiederholten Hetze gegen NS-Widerstandskämpfer*innen und gegen Jüdinnen und Ju-

den freisprechen sowie wegen Strafverteilung im Amt gegen die seit 1949 zuständigen 



 

 2 

Staatsanwälte/Staatsanwältinnen, die NICHT gegen o.g. NSDAP-Mitglieds-Richter des Land-

gerichts Kiel seit 1945, u.a. auch ENTGEGEN dem Amtsermittlungsgrundsatz, tätig gewor-

den sind, gebeten. 

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Amtsrichterin Marina Hess: 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess unter der Verantwortung 

und Führung des Direktors des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler (CDU) belegt mit ihrem 

richterlichen Entscheiden und Handeln ihrerseits HIER die amtsseitige sachliche und fachliche 

Zuständigkeit für die juristische Aufarbeitung von Nazi-Kontextualisierungen und Rassismus- 

und AFD-Kontextualisierungen ausgehend von familienrechtlichen Zivilverfahren beim Amts-

gericht Mosbach, wie folgt: 

… agiert HIER im o.g. Verfahrenskomplex ihrerseits amtsseitig seit 2022 DANN ZUDEM im 

richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, d.h. HIER OHNE 

einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mitteilungen zu Weiter-

bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Beweisanträgen des Be-

schwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten Verfahrenskomplex zu seinerseits be-

antragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht Mosbach von nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. HIER bzgl. der jeweils AKTENKUN-

DIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und angezeigten AFD-SACHVERHALTE und 

Tatsachengrundlagen (s.u.). UND DIES WÄHREND ABER das Oberverwaltungsgericht Müns-

ter am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln dahingehend bestätigt, dass 

das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall 

weiterhin einstufen darf. 

 

Unverhältnismäßige Amtsseitige Verweigerung 

der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und  

Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler,  

KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, 

 zu Diskriminierung und Rassismus sowie zur AFD zu bearbeiten 

Unter Missbrauch seines richterlichen Amtes und ENTGEGEN den öffentlichen Vorgaben und 

Richtlinien des verantwortlichen Direktors des Amtsgericht Mosbach, Dr. Lars Niesler, zu 

Handlungs- und Entscheidungsorientierungsvorgaben in den Öffentlichen NS-INFORMATI-

ONSAUSHANGSTAFELN "150 Jahre unabhängiges Amtsgericht Mosbach" im Amtsgericht 

Mosbach in der eigenen institutionellen NS-Vergangenheitsbewältigung und NS-Öffentlich-

keitsarbeit zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht vor 1945 sowie zu deren juristischen Aufarbei-

tungen durch die Mosbacher Justiz nach 1945 verweigert und verbietet HIER der fallverant-

wortliche Spruchkörper als Amtsrichterin Marina Hess seit 2022 beim Amtsgericht Mosbach ... 

(a) SOWOHL die KONKRETE kritische Auseinandersetzung mit NS-Verbrechenskomplexen 

1933 bis 1945, INSBESONDERE im Neckar-Odenwaldkreis, ... (b) ALS AUCH die  KON-

KRETE Auseinandersetzung der heutigen Mosbacher Justiz mit der diesbzgl. mangelhaften 

juristischen Aufarbeitung seit 1945 durch die heutige Mosbacher Justiz selbst, … (c) ALS 

AUCH die  KONKRETE Auseinandersetzung mit NS-Schreibtischtätern als Haupt- und 
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Exzessivtäter, Nazi-Justizverbrechen bis 1945 und mit der Kontinuität von Nazi-Funktionseli-

ten und Nazi-Juristen nach 1945 am Beispiel des Nazi-Staatsrechtlers, NS-Rechtstheoretikers 

Carl Schmitt.  

BEISPIEL: Nachdem die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des 

CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler zuvor auf vier Seiten themati-

siert und protokolliert, wie der Vater sich konstruktiv an der Besprechung und Gestaltung einer 

Regelung des Umgangsrecht beteiligt, führt die Amtsrichterin Marina Hess sodann auf Seite 

Fünf Folgendes in ihrer Protokollierung des gerichtlichen Vermerks unter 6F 9/22 vom 

13.06.2024 aus: 

"Der Vater wird in seinen Einlassungen insoweit eingegrenzt, dass er aufgefordert wird aus-

schließlich auf den Verfahrensgegenstand einer kindeswohldienlichen Umgangsregelung ein-

zugehen und die Themen der Diskriminierung, des Rassismus, der Nichtverfolgung des NS-

Unrechts in der Vergangenheit durch das Familiengericht Mosbach - durch die Vorsitzende - 

nicht erfolgte Umgänge in der Vergangenheit, Polizeieinsatz etc. zu unterlassen. Nachdem der 

Vater nach kurzer Unterbrechung und sodann erfolgenden Wortgefechts zwischen der Bevoll-

mächtigten der Mutter und dem Vater nach der Unterbrechung, erneut von der mangelnden 

Aufarbeitung des NS-Unrechts durch die Vorsitzende, anfängt, entzieht die Vorsitzende dem 

Vater das Wort. Der Vater lässt sich hierdurch nicht beeindrucken und er reagiert auf den Ruf 

zur Ordnung durch die Vorsitzende nicht. Vielmehr nimmt er sein Telefon in die Hand und ruft 

die Polizei an unter Ankündigung Strafanzeige gegen die Vorsitzende zu stellen. Während die 

Vorsitzende diktiert telefoniert der Vater mit der Polizei. Daraufhin wird die Verhandlung been-

det."  

ZUVOR hatte die fallverantwortliche Amtsrichterin Marina Hess BEREITS unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler bereits 

wie folgt HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR agiert bzgl. Nationalsozialismus, 

Rechtsextremismus und Rassismus… 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler teilt im anhängigen Verfahrenskomplex unter 

AMTSGERICHT MOSBACH 6F 9/22 am 17.08.202 schriftlich verfahrensrelevant aktenkundig 

AUSRÜCKLICH mit, dass es ANGEBLICH NICHT Aufgabe eines deutschen Gerichtes sei, die 

NS-Vergangenheit aufzuarbeiten. UND DIES SOLLE INBESONDERE HIER GELTEN im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des AMTSGERICHT MOSBACH und der Mosbacher 

Justiz bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht, auch bzgl. Nazi-Justiz 1933 bis 1945, u.a. beim 

AG MOS, im Neckar-Odenwaldkreis, sowie bzgl. deren mangelhaften juristische Aufarbeitun-

gen nach 1945 durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz selbst. 

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler will dem Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter 

HIER amtsseitig verbieten, KONKRETE Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht per Fax 

beim Amtsgericht Mosbach einzureichen. Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichte-

rin Marina Hess verweigert HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR gezielt unter 6F 

9/22 am 17.08.2022 bei den o.g. KONKRETEN NS-Aufarbeitungs-Verfahrensbeantragungen 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers, die verfahrensrelevante und prozessuale EILBE-

DÜRFTIGKEIT des KONKRET hohen Alters möglicher noch lebender NS-Täter*innen, INS-

BESONDERE auch bzgl. NS-Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, amts-

seitig beim Amtsgericht Mosbach anzuerkennen und agiert HIER damit ENTGEGEN den öf-

fentlich bekannten laufenden NS-Prozessen des 21. Jahrhunderts auch in 2022, 2023 und 
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2024 und 2025. UND DIES HIER u.a. unmittelbar nach und seit der KONKRETEN Eingabe 

des Beschwerdeführers und Nazi-Jägers vom 10.08.2022 mit STRAFANZEIGEN zu 6F 9/22 

gegen Angehörige des Mosbacher SS-Zuges zur Überprüfung einer weiteren Beteiligung an 

der NS-Judenverfolgung und am Holocaust nach der Zerstörung der Synagoge in Mosbach in 

1938. Beispielsweise: Die Verurteilung eines KZ-Wachmannes in 2022 durch das Landgericht 

Neuruppin wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die Verurteilung einer 97-jährigen KZ-Sek-

retärin in 2022 durch das Landgericht Itzehoe wegen Beihilfe zum NS-Massenmord. Die o.g. 

Verurteilung der mittlerweile 99-jährigen Zivilangestellten KZ-Sekretärin durch den Bundesge-

richtshof am 20.08.2024 wegen Beteiligung am NS-Massenmord. Die Aufhebung der Verhand-

lungsunfähigkeits-Beurteilung eines 100-jahre alten KZ-Wachmannes, Angehöriger des SS-

Wachbataillons, im Beschluss des Oberlandesgerichts Frankfurt auf Grund mehrerer Mängel 

im Sachverständigen-Gutachten. Das Landgericht Hanau muss nun erneut über die Verhand-

lungsfähigkeit des 100-jährigen Mannes entscheiden, der als ehemaliger KZ-Wachmann we-

gen Beihilfe zum Mord angeklagt wurde (OLG, Beschl. v. 22.10.2024, Az.: 7 Ws 169/24).  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler missachtet die Strafprozessordnung unter § 158 

bei der diesbzgl. gesetzlich geregelten Entgegennahme und Weiterbearbeitung HIER ABER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR EXPLIZIT in deren Anwendung mit ihrer amtssei-

tigen NICHT-Benennung der o.g. einzeleingabenbezogenen konkreten Sachverhalte zu Nati-

onalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus, NICHT-Ausstellung der jeweiligen kon-

kreten Eingangsbestätigungen und der NICHT-Mitteilung von jeweiligen konkreten Weiterbe-

arbeitungen bzw. mit Verweigerungen von Mitteilungen offizieller Zuständigkeitsweiterverwei-

sungen in der o.g. jeweiligen konkreten NS-Eingaben-Sache. Die Amtsrichterin Marina Hess 

verweigert HIER EXPLIZIT amtsseitig Eingangs- und Weiterbearbeitungsbestätigungen, 

Sachverhaltsbenennungen und Zuständigkeitsverweisungen bei beantragten NS-Wiederauf-

nahme- und NS-Aufhebungsverfahren, bei beantragten NS-Wiedergutmachungs- und NS-Ent-

schädigungsverfahren, bei beantragten gerichtlichen Prüfungen zu o.g. einzeleingabenbezo-

genen konkreten Sachverhalten. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp bei den Mosba-

cher Justizbehörden … (A) für den Zeitraum 1933 bis 1945 … (B) … für o.g. themen- und 

sachbezogene Prüfungen und Verfahren seit 1945 zu juristischen Aufarbeitungen von NS-Ver-

brechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess erlässt HIER HALTBAR 

AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im anhängigen Verfahrenskomplex selbst KEINE amtsseiti-

gen gerichtlichen Verfügungen zum KONKRETEN Aktenvernichtungsstopp der Personalakten 

zur Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945 bei den Mosbacher Justizbehörden sowie für o.g. 

themen- und sachbezogene Prüfungen und Verfahren zu juristischen Aufarbeitungen von per-

sonellen NS-Funktionseliten-Kontinuitäten von Nazi-Juristen 1933 bis 1945 DANN seit 1945 

im Neckar-Odenwaldkreis, d.h. im eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Während seit Jahrzehnten Renten- Steuermilliarden für Naziverbrecher ausgegeben werden 

...: Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Ju-

risten und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert HIER seit 2022 HALTBAR AK-

TENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex amtsseitig, gerichtliche Prü-

fungen zu verfügen zu den jahrzehntelangen Deutschen Rentenbezügen für NS-Täter*innen, 
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Kriegsverbrecher*innen und SS-Mitglieder, Mitgliedern von NS-Organisationen im Inland und 

Ausland. UND DIES während ABER die diesbzgl. Gesetzliche Regelung und deren Umset-

zung seit Jahrzehnten beim DEUTSCHEN BUNDESTAGES thematisiert äußerst umstritten 

ist. 

Amtsseitige Verweigerung der Amtsrichterin Marina Hess 

unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors Dr. Lars Niesler, 

ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen und  

Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungs-

feindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 zu bearbeiten 

Aus Prozessökonomischen Gründen wird HIER verwiesen auf die Anträge vom 09.02.2025 

auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und  Zuständigkeitsverweisungen 

beim Amtsgericht Mosbach bzgl. nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demo-

kratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in 

und aus der AFD INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 an den Direktor des Amts-

gerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer 

Juristen (LACDJ) der CDU Baden-Württemberg.   

Aus Prozessökonomischen Gründen wird HIER verwiesen auf die Anträge DIENSTAUF-

SICHTSBESCHWERDEN vom 09.02.2025 gegen die Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess 

wegen intransparenter nicht-nachvollziehbarer Bearbeitungsverweigerung von KONKRETEN 

Eingaben zu NS-Verbrechen und NS-Unrecht, Diskriminierung und Rassismus sowie zu nati-

onalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, 

behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD INSBESONDERE 

im Bundestagswahlkampf 2025 an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  der CDU Baden-

Württemberg.  

Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung und Verantwortung des CDU-nahen Juristen 

und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, verweigert, verschweigt und unterdrückt HIER 

HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfahrenskomplex die KONKRE-

TEN Eingaben des Beschwerdeführers und Antragstellers ihrerseits amtsseitig seit 2022 

DANN ZUDEM im richterlichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, 

d.h. HIER OHNE einzelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mit-

teilungen zu Weiterbearbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei KONKRETEN Be-

weisanträgen und Strafanträgen des Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters im genannten 

Verfahrenskomplex zu seinerseits beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsgericht 

Mosbach von nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfas-

sungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD. 

HIER bzgl. der jeweils AKTENKUNDIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und ange-

zeigten AFD-SACHVERHALTE und Tatsachengrundlagen. UND DIES WÄHREND ABER das 

Oberverwaltungsgericht Münster am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts Köln 

dahingehend bestätigt, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als rechts-

extremistischen Verdachtsfall weiterhin einstufen darf. 
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BISHER unbearbeitete AFD-Beweismittel-ANTRÄGE AUF GERICHTLICHE VORPRÜ-

FUNGEN ZUR AFD an das und beim Amtsgericht Mosbach …: 

AUCH ENTGEGEN der jeweiligen HALTBAREN nachweisbaren aktenkundigen Beantragun-

gen, ignoriert und verweigert das AG MOS HIER ABER ANDERERSEITS die beantragten ju-

ristischen Aufarbeitungen von rechtsextremistischen, demokratie- und verfassungsfeindlichen, 

rassistischen Bestrebungen der AFD, HIER KONKRET u.a. bei den KV-Beweisantragspaketen 

ab dem 18.03.2024 unter 6F 202/21, 6F 9/22 mit 6F 2/22-Referenz und bei den Eingaben ab 

dem 21.01.2024 bzw. 30.01.2024 unter 6F 202/21, 6F 9/22 mit 6F 2/22-Referenz. Das Amts-

gericht Mosbach verweigert HIERZU die diesbzgl. AFD-Eingangs- und Weiterbearbeitungs- 

bzw. Weiterleitungsbestätigungen.  

 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Direktor des Amtsgerichts, Dr. Lars Niesler: 

Das zuvor dargelegte und belegte richterliche Entscheiden und Handeln der Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess in der BRD-Rechtsprechungspraxis, INSBESONDERE ABER AUCH im 

KONKRETEN Zuständigkeitsbereich des Amtsgericht Mosbach für den Neckar-Odenwald-

kreis in Baden-Württemberg; INSBESONDERE ABER AUCH verfahrensinhaltlich bzgl. Natio-

nalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus; SOWIE INSBESONDERE ABER AUCH 

bzgl. der in Teilen rechtsextremistischen AFD, solle gemäß den Aussagen des Direktors des 

Amtsgerichts Dr. Lars Niesler unter 6F 202/21 u.a. am 19.11.2024 ANGEBLICH ZUNÄCHST 

als HALTBAR und ORDNUNGSGEMÄSS und EMPFEHLENSWERT amtsgerichtsdirektorlich 

bestätigt gelten. 

Es ergeht hiermit die HIER VORLIEGEND begründete Beantragung einer erneuten dienst-

rechtlichen Überprüfung des HIER dargelegten und AKTENKUNDIG NACHWEISBAR HALT-

BAR belegten Agierens der Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess beim Amtsgericht Mosbach. 

HIER INSBESONDERE auf Grund ihrer amtsseitigen Bearbeitungsverweigerungen der AN-

TRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und Zuständigkeitsverweisun-

gen bzgl. der nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfas-

sungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD 

ausgehend vom o.g. beim Amtsgericht Mosbach anhängigen Verfahrenskomplex. 

Die CDU duldet die Relativierung und Verharmlosung von NS-Verbrechen sowie die Ver-

unglimpfung von NS-Verfolgten und NS-Opfern durch Alt-Nazis und Rechtsextremisten 

im Deutschen Bundestag in 1950 und bildet eine Koalition mit der DEUTSCHEN PARTEI, 

in der sich eine Reihe von Alt-Nationalsozialisten in der Kontinuität von NS-Funktions-

eliten nach 1945 befindet: 

10. März 1950: Alt-Nazi Wolfgang Hedler hetzt im Bundestag gegen Widerstandskämpfer*in-

nen und Jüdinnen und Juden. Herbert Wehner und andere SPD-Abgeordnete prügeln ihn da-

raufhin aus dem Parlament. Ein Sinnbild für den Kampf um die junge Demokratie. Der Abge-

ordnete aus Schleswig-Holstein war Anfang 1950 nach starkem öffentlichem Druck aus der 

Deutschen Partei (DP) ausgeschlossen worden und sitzt nun als Fraktionsloser im Parlament. 

Hedler, in der Weimarer Republik Mitglied der paramilitärischen Vereinigung „Stahlhelm“ und 

ab 1932 Mitglied der NSDAP, hatte am 25. November 1949 im schleswig-holsteinischen Ein-

feld eine Rede gehalten. „Die Deutsche Partei stellt fest, dass Deutschland die geringste 

Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs hat“, sagt Hedler. Schuld seien vielmehr „die 

Widerstandskämpfer“, die er des „Verrats“ und der „Sabotage“ bezichtigt. Auch zum Holocaust 
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äußert sich der DP-Abgeordnete in seiner Rede. „Ob das Mittel, die Juden zu vergasen, das 

gegebene gewesen ist, darüber kann man geteilter Meinung sein. Vielleicht hätte es auch an-

dere Wege gegeben, sich ihrer zu entledigen“, sagte er. Nachdem die Rede zwei Wochen 

später in der „Frankfurter Rundschau“ abgedruckt wird, bricht ein Sturm öffentlicher Empörung 

los. SPD-Partei- und -Fraktionschef Kurt Schumacher beantragt den Ausschluss Hedlers aus 

dem Parlament. Weder Bundeskanzler Konrad Adenauer, der nach der Wahl 1949 eine Koali-

tion mit der DP gebildet hat, noch deren Vorsitzender Heinrich Hellwege reagieren zunächst. 

Erst als der öffentliche Druck zu groß wird, sieht sich die DP genötigt, Wolfgang Hedler aus-

zuschließen. Ein Zivilprozess wegen „Aufreizung zum Klassenhass und Beleidigung des An-

denkens Verstorbener“ endet mit einem Freispruch – wohl deshalb, weil alle drei Richter eben-

falls ehemalige NSDAP-Mitglieder waren, wie sich später herausstellt. Wolfgang Hedler ist in 

den Anfangsjahren der Bundesrepublik nämlich alles andere als ein Einzelfall. In der „Deut-

schen Partei“ tummeln sich zu dieser Zeit allerlei Alt-Nazis und auch die Gerichte stehen nicht 

vollumfänglich auf dem Boden der jungen Demokratie. In einer „Aussprache über die Gefahren 

des Neofaschismus“ äußern sich deshalb mehrere SPD-Parteivorstandsmitglieder besorgt 

darüber, „dass die Justiz die Demokratie im Kampfe um ihre Selbstverteidigung im Stich lässt“. 

Der Parteiausschluss hält den damals 50-jähirgen Hedler nicht davon ab, uneingeladen an der 

Bundestagssitzung am 10. März teilnehmen zu wollen. Als ihn Präsident Erich Köhler von der 

Sitzung ausschließt, weigert sich Hedler, den Sitzungssaal zu verlassen und muss des Saales 

verwiesen werden. Mit ihm verlässt die gesamte DP-Fraktion das Plenum. Als Hedler kurze 

Zeit später trotz Anweisung den Bundestag immer noch nicht verlassen hat, sondern im Ru-

hesalon ein Interview gibt, in dem er weiter gegen Widerstandskämpfer*innen hetzt, wird er 

von dem SPD-Abgeordneten Rudolf Ernst Heiland wüst beschimpft. Mehrere SPD-Abgeord-

nete, darunter Herbert Wehner, Alfred Gleißner und Ernst Roth, kommen ihm zu Hilfe. Sie 

zerren Hedler aus seinem Sessel, stoßen ihn durch die Tür und drängen ihn durch die Gänge 

des Parlaments. Dabei stürzt Hedler durch eine Glastür und erleidet leichte Verletzungen. 

Wehner und Heiland werden dafür für eine Woche von den Sitzungen des Bundestags ausge-

schlossen und später von einem Zivilgericht zur Zahlung von Schmerzensgeld verurteilt. 

https://vorwaerts.de/geschichte/10-maerz-1950-als-wehner-einen-nazi-aus-dem-bundestag-

pruegelte?fbclid=IwY2xjawINT3FleHRuA2FlbQIxMQAB-

HWGXl0cVH5UF7tb7FBDThZ4QpIVeQnKNsRdjx7rKMBArYVKJe3d1XYLekw_aem_ccOit-

VtsnpmUIexExPDpQg 

Die Deutsche Partei (DP) war eine rechtsgerichtete politische Partei in Deutschland. Sie wurde 

1945/1946 gegründet und erreichte ihre größte Bedeutung in den 1950er-Jahren. Von 1949 

bis 1960 war sie auch an der Bundesregierung beteiligt. Im Jahr 1961 löste sie sich auf Bun-

desebene auf, nachdem sie konstant Anhänger an die CDU verloren hatte. Die Partei existierte 

auf Landesebene noch bis 1980 als Partei, danach als Verein weiter. Wolfgang Hedler (* 7. 

November 1899 in Magdeburg; † 26. Februar 1986 in Stuttgart) war ein deutscher Politiker 

verschiedener rechtsgerichteter Parteien (unter anderem DP, DRP, WAV). Bekanntheit er-

langte Hedler durch einen Vortrag in der Gaststätte „Deutsches Haus“ in Einfeld (heute zu 

Neumünster) am 26. November 1949, in dem er die Mitglieder des deutschen Widerstands als 

„Vaterlandsverräter“ beschimpfte und die deutsche Kriegsschuld bestritt. Dabei sagte er: „Ob 

das Mittel, die Juden zu vergasen, das gegebene gewesen ist, darüber kann man geteilter 

Meinung sein. Vielleicht hätte es andere Wege gegeben, sich ihrer zu entledigen.“ Daraufhin 

wurde ein Strafverfahren gegen Hedler angestrengt; am 31. Januar 1950 begann am Landge-

richt Kiel der Prozess gegen ihn wegen Verleumdung und Verunglimpfung. Die Richter, selbst 

ehemalige NSDAP-Mitglieder, sprachen Hedler am 15. Februar 1950 frei, was zu einer Welle 
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der Empörung führte.[3] Im Berufungsverfahren wurde Hedler am 20. Juli 1951 wegen „öffent-

licher Beleidigung in Tateinheit mit öffentlicher Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 

und mit öffentlicher übler Nachrede“ zu neun Monaten Haft verurteilt. Er legte zwar Revision 

beim Bundesgerichtshof ein, scheiterte damit jedoch im Mai 1952. Hedler musste nach seiner 

Verhaftung am 7. Oktober 1952 sechs Monate seiner Strafe absitzen.[4] Bei der Bundestags-

sitzung am 10. März 1950 schloss ihn Bundestagspräsident Erich Köhler sogleich nach seinem 

Erscheinen von der Teilnahme am Rest der Sitzung aus.[5] Er zog sich in den Bundestagsru-

heraum zurück, wo ihn SPD-Abgeordnete unter Führung von Herbert Wehner und Rudolf-

Ernst Heiland aufsuchten und mit der Begründung, er dürfe sich in den Räumen des Bundes-

tags nicht mehr aufhalten, unter Einsatz körperlicher Gewalt aus dem Raum verwiesen. Auf 

dem Rückzug vor ihnen stürzte er durch eine geschlossene Glastür und eine Treppe hinab 

und erlitt dabei leichte Verletzungen. Wehner und Heiland wurden daraufhin für mehrere Tage 

von den Sitzungen des Bundestages ausgeschlossen und, nachdem Hedler einen Zivilprozess 

gegen sie betrieben hatte, zur Zahlung von Schmerzensgeld verurteilt.  

 

https://de.wikipedia.org/ 

Aufstand gegen den Altnazi: Mit einer offen antisemitischen und rechtsextremen Rede sorgte 

Wolfgang Hedler im Herbst 1949 für Aufruhr. Als er am 10. März 1950 erneut im Bundestag 

auftrat, bekam er die Quittung - Prügel von wütenden Sozialdemokraten. Konrad Adenauer 

hatte diese kleine einer großen Koalition mit der SPD vorgezogen. Er brauchte Mehrheitsbe-

schaffer, und da interessierte es ihn wenig, dass sich in der Fraktion des kleinsten Koalitions-

partners allerlei Alt-Nationalsozialisten tummelten. Am 25. November 1949 hielt der Bundes-

tagsabgeordnete der Deutschen Partei, Wolfgang Hedler, im Deutschen Haus in Einfeld/ 

Schleswig-Holstein eine Rede. Ein SPD-Abgeordneter stenographierte mit, was Hedler sagte: 

"Die Deutsche Partei stellt fest, dass Deutschland die geringste Schuld am Ausbruch des Zwei-

ten Weltkriegs hat. Schuld an unserem Elend tragen die Widerstandskämpfer. Denn Deutsch-

land ist nicht an totaler Erschöpfung, sondern am Verrat oder an der Sabotage durch die Wi-

derstandsbewegung zu Grunde gegangen. Schumacher macht so viel Aufheben von der Hit-

ler-Barbarei gegen das jüdische Volk. Ob das Mittel, die Juden zu vergasen, das gegebene 

gewesen ist, darüber kann man geteilter Meinung sein. Vielleicht hätte es auch andere Wege 

gegeben, sich ihrer zu entledigen." Wolfgang Hedler war 1932 in die NSDAP eingetreten und 

Offizier im Zweiten Weltkrieg gewesen. Nach seiner Rückkehr aus russischer Kriegsgefangen-

schaft im Oktober 1945 wurde er 1947 Mitglied der Deutschen Partei. Als Wolfgang Hedler am 

10. März 1950 uneingeladen an einer Bundestagssitzung über die Saarfrage teilnehmen 

wollte, kam es zu Tumulten, zu handfesten Auseinandersetzungen. Hedler musste den Ple-

narsaal verlassen. Als er das Gebäude erneut betreten wollte, wurde er von SPD-Abgeordne-

ten verprügelt - die schlagkräftigen Sozialdemokraten wurden daraufhin für rund eine Woche 

des Bundestages verwiesen. Die Deutsche Partei jedoch blieb bis 1960 Koalitionspartner der 

CDU. 

https://www.spiegel.de/geschichte/kalenderblatt-10-3-1950-a-948190.html 

1932 schloss sich Wolfgang Hedler der NSDAP an. Nach der ersten freien Wahl am 14. August 

1949, vier Jahre nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches, regierte in Bonn Kanzler 

Konrad Adenauer (91) mit einer Koalition aus CDU/CSU, FDP und der nationalkonservativen 

Deutschen Partei (DP), in der viele ehemalige Nazis eine neue politische Heimat gefunden 

hatten. Auch der am 7. November 1899 in Magdeburg geborene Hedler, der während der Wei-

marer Republik Mitglied im reaktionären „Stahlhelm“-Bund gewesen war, hatte sich 1932 – ein 

Jahr vor Hitlers „Machtergreifung“ – der NSDAP angeschlossen und als Soldat den Zweiten 
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Weltkrieg und die sowjetische Kriegsgefangenschaft überlebt. Nazis versuchten einen politi-

schen Neustart: Nach der Wahl 1949 zog er für die DP in den Bundestag ein. Ein Demokrat 

allerdings wurde er nie – wie so viele andere „alte Kämpfer“ auch nicht. Denn der braune 

Sumpf war längst nicht ausgetrocknet. Viele eingefleischte Nazis, die einige Jahre zuvor noch 

Hitler zugejubelt hatten, waren ja nicht plötzlich geläutert. Jetzt versuchten sie einen politi-

schen Neustart – und das nicht nur in den kleinen Parteien, sondern auch in den großen. Beim 

Aufbau der Demokratie mit einem Volk, das mehrheitlich die NS-Diktatur unterstützt hatte, ließ 

man schon mal gerne Fünfe gerade sein. Hedler sorgte für den ersten Skandal in der jungen 

Bundesrepublik: Auch Hedler blieb seinen alten Überzeugungen treu, obwohl selbst ihm in den 

Nachkriegsjahren das ganze Ausmaß der monströsen Verbrechen des Hitler-Regimes hätte 

klar sein müssen. Hedlers üble Hetz-Tiraden: In Einfeld bestritt er, dass Deutschland eine 

Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges trage. Schuld seien die Widerstandskämpfer, 

die er als Verräter und Saboteure beschimpfte. Seine Nazi-Tiraden gipfelten schließlich in dem 

Satz: „Ob das Mittel, die Juden zu vergasen, das gegebene gewesen ist, darüber kann man 

geteilter Meinung sein. Vielleicht hätte es auch andere Wege gegeben, sich ihrer zu entledi-

gen.“ Wolfgang Hedler verlor seine parlamentarische Immunität: Die Empörung war groß, 

nachdem die „Frankfurter Rundschau“ Hedlers Entgleisungen veröffentlicht hatte. Doch es 

dauerte noch bis zum 19. Januar 1950, bis Hedlers parlamentarische Immunität aufgehoben 

und er aus der DP ausgeschlossen wurde. Allerdings nicht wegen seiner braunen Hetze, son-

dern wegen Verstoßes gegen die Parteidisziplin, so die Begründung des damaligen DP-Chefs 

und Bundesratsministers im Kabinett Adenauer, Heinrich Hellwege. Gerichtsverfahren gegen 

Wolfgang Hedler: Knapp zwei Wochen später musste sich Hedler vor Gericht verantworten – 

u. a. wegen Verleumdung und übler Nachrede. Der Prozess endete mit einem Freispruch, sehr 

zur Freude seiner Anhänger, die ihn draußen mit großem Jubel empfingen. Dass er zunächst 

glimpflich davon kam, hatte einen simplen Grund. Die Richter waren, wie sich später heraus-

stellte, „alte Kameraden“ und frühere Mitglieder der NSDAP. Erst im Berufungsverfahren am 

20. Juli 1951 wurde Hedler zu neun Monaten Haft verurteilt. Mit seiner Revision vor dem Bun-

desgerichtshof ein Jahr später scheiterte er. Adenauers Koalition mit der Deutschen Partei 

bekam durch den Skandal übrigens keine Risse. Die Partei blieb bis 1960 Partner der Christ-

demokraten.  

https://www.express.de/politik-und-wirtschaft/pruegelei-im-bundestag-herbert-wehner-gegen-

wolfgang-hedler-36666 

 

Politische Kontextualisierung des Agierens von Dr. Lars Niesler als Direktor  

des Amtsgerichts Mosbach und als  

Mitglied  im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Regierungsbildung mit der rechtspopulistischen und teil-

weise rechtsextremen FPÖ in Österreich, hat der CDU-Kanzlerkandidat und CDU-Parteivor-

sitzende Friedrich Merz während des Bundestagswahlkampfes im Januar 2025 öffentlich mit-

geteilt und bekräftigt, dass die CDU-Brandmauer zur AFD definitiv stehen würde und dass er 

selbst sein Schicksal als CDU-Parteivorsitzender daran knüpfen würde. Österreich sei der „Be-

weis dafür, dass man Rechtspopulisten nicht den Weg in die Macht ebnen darf“, sagte Merz 

in den ARD-„Tagesthemen“ (WELT: 11.01.2025). Er werde nicht zulassen, dass in der CDU die 

„Brandmauer“ zur AfD falle. „Ich knüpfe mein Schicksal als Parteivorsitzender der CDU an 

diese Antwort“, sagte Merz am Rande einer Klausur des CDU-Bundesvorstands in Hamburg. 
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„Wir arbeiten nicht mit einer Partei zusammen, die ausländerfeindlich ist, die antisemitisch ist, 

die Rechtsradikale in ihren Reihen, die Kriminelle in ihren Reihen hält – eine Partei, die mit 

Russland liebäugelt und aus der Nato und aus der Europäischen Union austreten will.“  

Warnungen vor Wahlerfolgen der AfD gibt es seit Langem. Aber am 19.01.2025 holte Friedrich 

Merz ganz weit aus: Der Unions-Kanzlerkandidat warnte nicht nur vor einem Wahlsieg der 

Rechtspopulisten 2029 in Deutschland. "Ich sage es, wie ich es denke: Die nächste Bundes-

tagswahl ist dann 2033. Und einmal 33 reicht für Deutschland", fügte er in Anspielung auf die 

Machtübernahme der Nazis 1933 hinzu (ntv: 22.01.2025).  

 

ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen und  

Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. 

nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und  

verfassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen 

in und aus der AFD, 

INSBESONDERE im Bundestagswahlkampf 2025, 

an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler, 

Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen (LACDJ)  

der CDU Baden-Württemberg 

WIE ZUVOR DARGELEGT UND BELEGT:  Die Amtsrichterin Marina Hess unter der Führung 

und Verantwortung des CDU-nahen Juristen und Amtsgerichtsdirektors, Dr. Lars Niesler, ver-

weigert HIER seit 2022 HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR im genannten Verfah-

renskomplex amtsseitig, ANTRÄGE auf KONKRETE gerichtliche Prüfungen, Bearbeitungen 

und Zuständigkeitsverweisungen beim Amtsgericht Mosbach bzgl. nationalsozialistisch-

rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und verfassungsfeindlichen, behindertenfeindli-

chen und rassistischen Bestrebungen in und aus der AFD, transparent und nachvollziehbar 

ausgehend vom Amtsgericht Mosbach zu bearbeiten. 

WIE ZUVOR AUSGEFÜHRT:  Es wird HIER, u.a. auch gemäß § 158 StPO, um die persönliche 

und ordnungsgemäße jeweilige KONKRETE Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung 

und Sachverhaltserläuterung sowie um die persönliche ordnungsgemäße und sachgerechte 

Bearbeitung und Zuständigkeitsverweisung der HIER o.g. Anträge auf STRAFANZEIGEN 

wegen Strafverteilung im Amt und Rechtsbeugung gegen die NSDAP-Mitglieds-Richter 

des Landgerichts Kiel, die Wolfgang Hedler trotz seiner in 1949 veröffentlichten und im 

DEUTSCHEN BUNDESTAG in 1950 wiederholten Hetze gegen NS-Widerstandskämp-

fer*innen und gegen Jüdinnen und Juden freisprechen sowie wegen Strafverteilung im 

Amt gegen die seit 1949 zuständigen Staatsanwälte/Staatsanwältinnen, die NICHT ge-

gen o.g. NSDAP-Mitglieds-Richter des Landgerichts Kiel seit 1945, u.a. auch ENTEGE-

GEN dem Amtsermittlungsgrundsatz, tätig geworden sind, seitens des Direktors beim 

Amtsgericht Mosbach Dr. Lars Niesler, Mitglied im Landesarbeitskreis Christlich-Demo-

kratischer Juristen (LACDJ) der CDU Baden-Württemberg, gebeten.  

 Mit freundlichen Grüßen, Bernd Michael Uhl 

 


